
Al l g e m e i n e  G e s c h ä f t s b e d i n g u n g e n   (Stand 05/2025) 

 

§ 1 Geltungsbereich 

(1) Die nachfolgenden Bedingungen sind Bestandteil aller gegenwärti-
gen und zukünftigen Vertragsbeziehungen des Verwenders mit dem 
Kunden.  

(2) Durch Unterzeichnung des Arbeitnehmerüberlassungsvertrags an-
erkennt der Kunde die Einbeziehung dieser Bedingungen. Entge-
genstehende Bedingungen des Kunden sind nicht Bestandteil dieser 
Vertragsbeziehungen.  

(3) Abweichende Vereinbarungen und Nebenabreden bedürfen der 
Schriftform oder elektronischen Form. Dies gilt auch für die Ände-
rung dieser Formvereinbarung.  

§ 2 Angebot und Vertragsschluss 

Angebote des Verwenders sind unverbindlich. Verträge sind für den 
Verwender erst bei Vorlage einer vom Kunden unterzeichneten Ver-
tragsurkunde verbindlich.  

§ 3 Preisanpassungsklausel 

(1) Im Falle einer den Verwender auf Grund der für das Arbeitsverhält-
nis mit dem Leiharbeitnehmer zur Anwendung kommenden Tarifver-
träge oder sonstiger Vorschriften bindenden zukünftigen oder rück-
wirkenden Entgelterhöhung erhöht sich der vereinbarte Stundenver-
rechnungssatz um einen Prozentsatz, der dem 0,75-fachen der pro-
zentualen Entgelttariferhöhung entspricht. Dasselbe gilt im Falle ei-
ner Erhöhung der tariflichen Zuschläge. 

(2) Absatz 1 findet entsprechende Anwendung bei Verminderung der 
Entgelttarife oder Zuschläge.  

(3) Auf Anforderung erhält der Kunde Einblick in den die Änderung ver-
anlassenden Tarifvertrag.   

(4) Hiervon unbeschadet sind die Vertragspartner im Falle von tarifver-
traglichen Änderungen zur Kündigung gemäß § 13 berechtigt.  

§ 4 Verschwiegenheit 

Der Verwender und der Kunde sind einander zur Geheimhaltung über 
alle Geschäftsangelegenheiten des anderen sowie über die Einzelhei-
ten dieses Vertrages verpflichtet.  

§ 5 Aufrechnung und Abtretung 

(1) Der Kunde ist zur Aufrechnung oder zur Geltendmachung eines Zu-
rückbehaltungsrechts gegenüber dem Verwender nur berechtigt, 
wenn die Gegenforderung anerkannt oder rechtskräftig festgestellt 
ist.  

(2) Der Kunde ist zur Abtretung von Rechten gegenüber dem Verwen-
der nicht berechtigt.  

§ 6 Rechte bei Ausfall des Leiharbeitnehmers und An-
nahmeverzug 

(1) Kommt es zu einem Ausfall des Leiharbeitnehmers aus Gründen, 
die der Verwender nicht zu vertreten hat, sind die Parteien verpflich-
tet, sich gegenseitig unverzüglich zu unterrichten. Für den Zeitraum 
des Ausfalls wird der Verwender von der Überlassungsverpflichtung 
und der Kunde von der Zahlung der Überlassungsvergütung frei.  

(2) Wird die vereinbarte Arbeitszeit des Leiharbeitnehmers vom Kunden 
nicht oder nur teilweise abgenommen, behält der Verwender gleich-
wohl einen Anspruch auf Vergütung der nicht abgenommenen Ar-
beitszeit. Unterschreitungen, die innerhalb desselben Kalendermo-
nats durch entsprechende Mehrarbeit ausgeglichen werden, sind 
hiervon ausgenommen. § 12 Abs. 3 Satz 5 gilt entsprechend. 

(3) Sofern der Leiharbeitnehmer bei mangelhaften oder nicht vorhande-
nen Sicherheitseinrichtungen oder im Falle einer nicht mit den ein-
schlägigen Unfallverhütungsvorschriften vereinbaren Arbeitsanwei-
sung die Aufnahme oder Fortsetzung der Tätigkeit berechtigterweise 
ablehnen, gilt Abs. 2 Satz 1 entsprechend. 

§ 7 Rechtsverhältnis zwischen Kunde und Leiharbeit-
nehmer 

(1) Während der Dauer des Arbeitseinsatzes beim Kunden untersteht 
der Leiharbeitnehmer dessen Weisungen und der Kunde übernimmt 
die Fürsorgepflichten eines Arbeitgebers, insbesondere im Hinblick 
auf die Einhaltung der Unfallverhütungs- und Arbeitsschutzvorschrif-
ten sowie auf die Vornahme erforderlicher arbeitsmedizinischer Vor-
sorgeuntersuchungen. Zur diesbezüglichen Kontrolle hat der Ver-
wender jederzeit Zutritt zu den Arbeitsplätzen.  

(2) Der Kunde darf dem Leiharbeitnehmer nur solche Tätigkeiten zu-
weisen, die zum vertraglich vereinbarten Tätigkeitsfeld gehören. Vor 
Arbeitsbeginn hat eine umfassende Einweisung des Leiharbeitneh-
mers in den Arbeitsplatz und seiner spezifischen Gefahren durch 
den Kunden zu erfolgen.  

(3) Der Kunde stellt dem Leiharbeitnehmer speziellen, einsatzspezifi-
schen Arbeitsschutz auf seine Kosten zur Verfügung (Sicherheits-
brillen, Gehörschutz, Schutzhelm usw); Will der Kunde dem Leihar-
beitnehmer ein anderes als das vertraglich vereinbarte Tätigkeitsfeld 
zuweisen, so bedarf es einer Absprache mit dem Verwender. 

(4) Ein Arbeitsunfall ist dem Verwender unverzüglich zu melden.  

§ 8 Zurückweisung und Austausch des Leiharbeitneh-
mers 

(1) Ist der Kunde mit den Leistungen des Leiharbeitnehmers nicht zu-
frieden, kann er ihn innerhalb der ersten vier Arbeitsstunden der 
Überlassung zurückweisen.  

(2) Danach kann der Kunde diesen Leiharbeitnehmer nur mit einer Frist 
von drei Arbeitstagen zurückweisen, wenn ein sachlicher Grund vor-
liegt, der den Arbeitgeber nach den Vorschriften des Kündigungs-
schutzgesetzes zu einer personen- oder verhaltensbedingten or-
dentlichen Kündigung berechtigen würde.  

(3) Mit sofortiger Wirkung kann der Kunde diesen Leiharbeitnehmer nur 
zurückweisen, wenn ein sachlicher Grund vorliegt, der den Arbeit-
geber nach den einschlägigen gesetzlichen Vorschriften zu einer 
außerordentlichen Kündigung berechtigen würde.  

(4) Zurückweisungen müssen in jedem Fall schriftlich oder in elektroni-
scher Form und unter Angabe der Gründe gegenüber dem Verwen-
der erfolgen.  

(5) Im Falle einer Zurückweisung ist der Verwender dazu berechtigt, er-
satzweise einen anderen Leiharbeitnehmer zu stellen.  

 

§ 9 Zeitnachweise, Rechnungslegung und Zahlung 

(1) Am Ende einer Kalenderwoche sowie zum Ende eines Kalendermo-
nats ist der Kunde verpflichtet, die ihm vorgelegten Zeitnachweise 
zu überprüfen und ihre Richtigkeit durch Unterschrift zu bestätigen.  

(2) Die Rechnungslegung erfolgt jeweils nach Ablauf einer Kalenderwo-
che sowie zum Ende eines Kalendermonats. 

(3) Rechnungen sind sofort und ohne Abzug zahlbar.  

(4) Leiharbeitnehmer sind nicht zur Entgegennahme von Zahlungen be-
fugt. 

§ 10 Rechte im Falle des Zahlungsverzuges 

(1) Im Falle des Zahlungsverzuges ist der Verwender berechtigt, für je-
de Zahlungserinnerung oder Mahnung eine Bearbeitungspauschale 
von EUR 5,00 zu erheben. 

(2) Darüber hinaus ist der Kunde zur Zahlung von Verzugszinsen in 
Höhe von 8 %-Punkten über dem jeweiligen Basiszinssatz verpflich-
tet. 

(3) Im Falle des Zahlungsverzuges ist der Verwender außerdem be-
rechtigt, dem Kunden überlassene Leiharbeitnehmer nach geson-
derter Ankündigung einstweilen abzuziehen. In diesem Fall behält 
der Verwender gleichwohl den Anspruch auf die Überlassungsver-
gütung. Danach ist der Verwender zur fristlosen Kündigung sämtli-
cher Überlassungsverträge mit dem Kunden berechtigt. In diesem 
Fall behält der Verwender gleichwohl den Anspruch auf die Überlas-
sungsvergütung bis zum Ablauf der ordentlichen Kündigungsfrist. 
Der Verwender muss sich jedoch das entgegen halten lassen, was 
er durch anderweitige Überlassung dieses Leiharbeitnehmers er-

wirtschaftet hat oder hätte erwirtschaften können.  

§ 11  Vermittlungshonorar im Falle des Abschlusses  
eines Arbeitsvertrags zwischen Kunde und Ar-
beitnehmer 

(1) Sofern der Kunde oder ein mit im rechtlich oder wirtschaftlich ver-
bundenes Unternehmen mit einem vom Verwender zuvor an ihn 
überlassenen oder zum Zwecke der Überlassung angebotenen Ar-
beitnehmer bereits vor Beginn der Überlassung, während der Dauer 
der Überlassung oder innerhalb von drei Monaten nach Beendigung 
der Überlassung einen befristeten oder unbefristeten Arbeitsvertrag 
schließt, gilt der Mitarbeiter als vom Verwender vermittelt.  

(2) Bei einer Übernahme im Sinne von Abs. 1 erhält der Verwender ge-
genüber dem Kunden einen Anspruch auf ein Vermittlungshonorar. 
Dieses beträgt das 100-fache des vereinbarten Stundenverrech-
nungssatzes (zuzüglich der gesetzlichen Mehrwertsteuer) und redu-
ziert sich um jeden vollen Monat einer vorangegangenen Überlas-
sung des betreffenden Leiharbeitnehmers um ein Sechstel. 

(3) Der Anspruch gemäß Abs. 2 entsteht nicht, sofern der Kunde den 

Nachweis erbringen kann, dass das Arbeitsverhältnis auch ohne 
Beteiligung des Verwenders zustande gekommen wäre. 
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(4) Der Kunde verpflichtet sich gegenüber dem Verwender zur 
unverzüglichen Mitteilung, sofern ein Arbeitsvertrag im Sin-
ne von Abs. 1 geschlossen wird. 

§ 12 Haftung, Freistellung und Schadensersatz-
/Erstattungsansprüche 

(1) Der Verwender haftet nicht für Schäden, die der Leihar-
beitnehmer verursacht, es sei denn, dem Verwender kann 
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorgeworfen werden. 

(2) Der Kunde ist verpflichtet, den Verwender von allen An-
sprüchen Dritter für Schäden, die der Leiharbeitnehmer 
verursacht, freizustellen. 

(3) Sollten die als Bestandteil zum Arbeitnehmerüberlas-
sungsvertrag geltenden Angaben im Rahmen der "Erklä-
rung des Kunden" nicht zutreffen, unvollständig oder feh-
lerhaft sein oder teilt der Kunde dem Verwender Ände-
rungen unvollständig, fehlerhaft oder nicht unverzüglich 
mit und ist der Verwender aus diesem Grunde zur nach-
träglichen Zahlung von Branchenzuschlägen oder sonsti-
gen Leistungen an seine Mitarbeiter verpflichtet, ist der 
Kunde zum Ersatz sämtlicher dem Verwender hierdurch 
entstehender Schäden verpflichtet. Der Verwender beruft 
sich in diesem Fall gegenüber seinen Mitarbeitern nicht 
auf Ausschlussfristen; insoweit unterliegt er nicht der 
Pflicht zur Schadensminderung. Als zu ersetzender 
Schaden gilt das 1,6-fache der Summe der vom Verwen-
der zu zahlenden Bruttobeträge. Es steht dem Kunden 
frei, nachzuweisen, dass der tatsächlich entstandene 
Schaden geringer ist. 

(4) Absatz 3 gilt im Falle einer nicht zutreffenden oder fehler-
haften Erklärung im Rahmen der Ziffer 9 des Arbeitneh-
merüberlassungsvertrages entsprechend. 

§ 13  Kündigungsfristen 

(1) Die Überlassung eines Mitarbeiters kann mit einer Frist von 
einer Woche zum Ende einer Kalenderwoche gekündigt 
werden.  

(2) Dauert die Überlassung bereits sechs Monate an, verlän-
gert sich die Kündigungsfrist auf zwei Wochen. 

(3) Die Kündigung muss in jedem Fall schriftlich oder in elekt-
ronischer Form erfolgen. 

(4) Von einer Kündigung nicht erfasst werden insbesondere die 
Vereinbarungen gemäß § 11 und § 12 Abs. 3 und 4. 

§ 14 Übernahme von Leiharbeitnehmern / Vermitt-
lungshonorar 

(1) Der Kunde erkennt an, dass das vorliegende Vertragsver-
hältnis mit dem Verwender neben der Vereinbarung zur Ar-
beitnehmerüberlassung auch eine Personalvermittlungsab-
rede enthält. 

(2) Eine Vermittlung liegt unwiderlegbar vor, wenn der Kunde 
oder ein mit ihm rechtlich oder wirtschaftlich verbundenes 
Unternehmen während der Dauer des Arbeitnehmerüber-
lassungsvertrages mit dem Leiharbeitnehmer des Verwen-
ders ein Arbeitsverhältnis oder Vertragsverhältnis auf selb-
ständiger Basis mit dem Leiharbeitnehmer eingeht. 

(3) Eine Vermittlung liegt gleichfalls vor, wenn der Kunde oder 
ein mit ihm rechtlich oder wirtschaftlich verbundenes Unter-
nehmen innerhalb von drei Monaten nach Beendigung der 
Arbeitnehmerüberlassung mit dem Leiharbeitnehmer des 
Verwenders ein Arbeitsverhältnis eingeht. Dem Kunden 
bleibt im letzten Fall der Nachweis vorbehalten, dass der 
Abschluss des Arbeitsverhältnisses nicht aufgrund der vo-
rausgegangenen Überlassung erfolgt ist. 

(4) Maßgeblich für den Zeitpunkt der Begründung des Arbeits-
verhältnisses oder Vertragsverhältnis auf selbständiger Ba-
sis (Dienstvertrag, Tätigkeit als freier Mitarbeiter etc.) zwi-
schen dem Kunden und dem Leiharbeitnehmer ist entweder 
der Zeitpunkt der Arbeitsaufnahme für den Kunden oder der 

Zeitpunkt des Abschlusses des maßgeblichen Vertragsver-
hältnisses auf selbständiger Basis, je nachdem, welches 
Ereignis zeitlich eher eintritt. 

(5) Der Kunde ist verpflichtet, dem Verwender mitzuteilen, ob 
und zu welchem Zeitpunkt ein Vertragsverhältnis abge-
schlossen wurde. 

(6) In den Fällen der Absätze (1) bis (4) hat der Kunde ein 
Vermittlungshonorar an den Verwender zu zahlen. Das Ho-
norar entsteht auch im Falle des Abschlusses eines befris-
teten Arbeitsverhältnisses. 

(7) Die Höhe des Vermittlungshonorars beträgt bei direkter 
Übernahme des Leiharbeitnehmers 3,0 Bruttomonatsgehäl-
ter, wenn zuvor keine Arbeitnehmerüberlassung vorgelegen 
hat.  
Bei einer Übernahme während der Überlassung beträgt das 
Vermittlungshonorar bei einer Übernahme innerhalb der 
ersten drei Monate seit Überlassung 2,5 Bruttomonatsge-
hälter, bei einer Übernahme innerhalb von sechs Monaten 
2,0 Bruttomonatsgehälter, bei einer Übernahme innerhalb 
von neun Monaten 1,5 Bruttomonatsgehalter und bei einer 
Übernahme innerhalb von zwölf Monaten 1,0 Bruttomo-
natsgehälter. 

(8) Wird der Mitarbeiter nach Ablauf von zwölf Monaten unmit-
telbar vom Kunden übernommen, gleicht dieser ggü. dem 
Verwender die Mehrkosten, die durch die unmittelbare 
Übernahme anfallen (Überhang Urlaub, Auszahlung AZK-
Konto) aus.  

(9) Berechnungsgrundlage des Vermittlungshonorars ist das 
zwischen dem Kunden und dem Leiharbeitnehmer verein-
barte Bruttomonatsgehalt, mindestens aber das zwischen 
dem Verwender und dem Leiharbeitnehmer zuletzt verein-
barte Bruttomonatsgehalt. Der Kunde legt dem Verwender 
eine Kopie des unterschriebenen Arbeitsvertrages vor. Bei 
Unterbrechungen in der Überlassung ist der Beginn der 
letzten Überlassung vor Begründung des Arbeitsverhältnis-
ses maßgeblich. Das Vermittlungshonorar ist zzgl. der ge-
setzlichen Umsatzsteuer zu zahlen. Das Honorar ist zahlbar 
21 Tage nach Rechnungslegung an den Kunden. 

Soweit der Leiharbeitnehmer auf Grundlage einer selbst-
ständigen Tätigkeit zukünftig für den Kunden tätig wird, ist 
statt des Bruttomonatsgehalts die vereinbarte monatliche 
Vergütung Basis der Berechnungsgrundlage. 

§ 15 Anwendbares Recht und Gerichtsstand 

(1) Das Vertragsverhältnis zwischen den Parteien unterliegt 
deutschem Recht.  

(2) Gerichtsstand für alle Rechtsstreitigkeiten zwischen den 
Parteien ist Borken.  

§ 16 Salvatorische Klausel 

(1) Sollten Teile dieser Bedingungen unwirksam sein, bleiben 
die Bedingungen im Übrigen wirksam. Eine unwirksame 
Klausel ist durch eine rechtlich zulässige Klausel zu erset-
zen, die ihr am nächsten kommt.  

(2) Enthält eine Klausel einen wirksamen und einen unwirksa-
men Teil, ist stets zu prüfen, ob sie ohne den unwirksamen 
Teil noch einen eigenständigen, sinnvollen Regelungsge-
genstand enthält. 

 

 


